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Stellungnahme Umsetzung des indirekten Gegenvorschlags zur Prämienentlastungsinitiative 

 

Sehr geehrter Herr Regierungsrat Dr. Lauber 

Sehr geehrter Herr Roth 

 

Besten Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme. Die EVP Baselland macht davon gerne Gebrauch. 

Die EVP begrüsst es, dass versucht wird, die bestehenden Mängel bei der jetzigen Prämienverbilligung zu 

eliminieren. Insbesondere, dass Anreize geschaffen werden sich für eine günstige Krankenkasse und hohe 

Franchise zu entscheiden. Die Berechnung scheint uns sozial gerecht zu sein. Die Vorlage ist jedoch sehr 

komplex. Für die meisten Personen ist die Auswirkung der neuen Vorlage kaum nachvollziehbar. Deshalb 

ist eine gute Kommunikation wichtig, damit die Leistungsempfänger verstehen, welche Auswirkung die Wahl 

der Krankenkasse auf die Höhe der IPV hat.  

Die Ausdehnung der Anzahl Leistungsempfänger, die Abschaffung einer Einkommensobergrenze unter-

stützen wir. Dadurch können auch Familien und Personen mit mittleren Einkommen von einer Unterstüt-

zung profitieren. Dass Familien mit Kindern und jungen Erwachsene besonders stark unterstützt werden, 

begrüssen wir sehr. Der Verzicht auf die Auszahlung von Beträgen unter CHF 20 pro Monat ist aus admi-

nistrativen Gründen nachvollziehbar. 

Die Berücksichtigung der Prämienregionen ist sinnvoll da sie mehr Gerechtigkeit schafft.  

Den verschiedenen Postulaten zum Thema Krankenkassenprämien mit Ausnahme IP 2025/24 und 

IP 2023/613 wird Rechnung getragen. Mit deren Abschreibung mit Ausnahme IP 2025/24 und IP 2023/613 

sind wir einverstanden. 

Es gibt jedoch einige Aspekte, die wir kritisch betrachten: 

Elternteil bei jungen Erwachsenen in Ausbildung mit Wohnsitz im Ausland oder ausserhalb BL 

Unbefriedigend ist es, dass man die Steuerdaten der Eltern von jungen Erwachsenen sofern mindestens 

ein Elternteil im Ausland oder in einem anderen Kanton wohnt, nicht einfordern kann. (Mitwirkungspflicht) 

So werden auch junge Erwachsene in Ausbildung (v.a. Studenten) stark unterstützt, auch wenn die Eltern 

sehr hohe Einkommen haben. Es ist nachvollziehbar aber nicht befriedigend, wenn das Einkommen der 
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Eltern bei jungen Erwachsenen, welche in Baselland wohnen, deshalb nicht mehr berücksichtigt wird ob-

wohl die elterliche Fürsorgepflicht bis zum Abschluss der Erstausbildung dauert. Es wäre besser, wenn der 

Bund die Grundlagen für den Steueraustausch mit ausserkantonal wohnenden Eltern schaffen könnte. 

Zudem erachten wir eine aktive Mitwirkung der Eltern als selbstverständlich. Wird diese verweigert erach-

ten wir es nicht als störend, wenn eine IPV verweigert würde. 

Ungleichbehandlung von Verheirateten und Konkubinatspaaren 

Salopp gesagt wird dies damit gerechtfertigt, dass das bei den meisten Sozialversicherungen (AHV, IV, EL) 

auch der Fall ist. Damit wird Ungerechtigkeit mit bestehender Ungerechtigkeit gerechtfertigt. Unseres Er-

achtens könnte der Haushaltsstatus mit der Steuererklärung abgefragt werden, wie das der Kanton Aargau 

auch macht. Das Ausfüllen der Steuererklärung setzt immer Ehrlichkeit voraus.  (S. 27f der Vorlage an den 

Landrat). Ob bei einer allfälligen Einführung der Individualbesteuerung verheiratete Personen ohne oder 

mit geringem Einkommen dann konsequenterweise auch getrennt betrachtet werden, dürfte noch Gegen-

stand von Diskussionen werden. Basis ist ja die Steuererklärung. 

Anrechnung von Vermögen an das Einkommen 

Verschiedene Kantone verzichten auf eine Anrechnung des Vermögens an das Einkommen. Das erachten 

wir als gerechter als die vorgesehene Anrechnung von 20% des Vermögens und zwar aus folgenden Grün-

den: 

- Personen welche Selbstverantwortung übernehmen und vorsorgen oder für die Ausbildung der Kinder 

sparen, können benachteiligt werden gegenüber Personen mit gleichem Einkommen, welche das ganze 

Geld ausgeben.  

- Vor allem ältere Personen (besonders Rentner) mit geringem Einkommen mit Wohneigentum, das im 

höheren Alter oft hypothekenfrei ist, werden benachteiligt. Das Vermögen ist nicht verfügbar, um Prä-

mien zu bezahlen. Damit wird ein Ziel der Armutsstrategie nicht erreicht. 

- Umgekehrt werden Personen mit hohen Hypotheken im Eigenheim besser behandelt gegenüber Perso-

nen, welche zwar Vermögen aber kein Wohneigentum besitzen. 

Wir beantragen deshalb die Berücksichtigung von Vermögen wegzulassen oder zumindest massiv zu redu-

zieren z.B. auf 5%. Damit würden wesentliche Ungleichbehandlungen für viele Personen reduziert. Da Per-

sonen mit hohen Vermögen in der Regel ohnehin hohe Einkommen haben spielt das in den meisten Fällen 

keine Rolle, wenn auf eine Anrechnung des Vermögens verzichtet wird. 

 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 Martin Geiser 

 Präsident EVP Baselland 


